Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 3393 


Antrag 

der Fraktionen der SPD, CDU/CSU, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts für Angehörige des öffentlichen Dienstes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- | 
rates das folgende Gesetz beschlossen: I 

Artikel I 

Änderung des Gesetzes zur Regelung der 
AViedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts 

für Angehörige des öffentlichen Dienstes 

Das Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes in der Fassung vom 24. August 
1961 (Bundesgesetzbl, I S. 1627) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

d) Am Ende des Satzes 2 wird der Punkt durch 
ein Semikolon ersetzt und folgender Flalb- 
satz angefügt: 

„entsprechendes gilt für Personen, denen 
nach der Ffabilitation die Lehrbefugnis 
(venia legendi) nicht erteilt worden ist.'" 

b) Es wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Den im Vorbereitungsdienst für eine Be- 
amtenlaufbahn geschädigten Personen (Num- 
mern 1 und 4) werden gleichgestellt 

a) Geschädigte, für die zur abgeschlossenen 
Ausbildung für ihren'Beruf nach Bestehen 
der das*'Hochschulstudium abschließenden 
Prüfung ein staatlicher Vorbereitungs- 
dienst vorgeschrieben war und deren 
Übernahme in den Vorbereitungsdienst 
nach bestandener Prüfung unterblieben 
ist, 


b) Geschädigte, die nach bestandener Prü- 
fung für das Lehramt an öffentlichen 
Schulen nicht in den Schuldienst einbe- 
rufen worden sind."' 

2. In § 2 b Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Den in den in § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundes- 
verlriebenengesetzes genannten Gebieten gegen 
ihren Willen ziirückgehallenen Geschädigten 
können durch die oberste Dienstbehörde solche 
Geschädigte gleichgestellt werden, die in der 
sowjetischen Besatzungszone oder im sowjeti- 
schen Sektor von Berlin gegen ihren Willen zu- 
rückgehalten werden." 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe d wird der Punkt 
durch ein Semikolon ersetzt und folgender 
Halbsatz angefügt: 

„gleichgestellt ist, wer aus der sowjetischen 
Besatzungszone oder aus dem sowjetisch be- 
setzten Sektor von Berlin im Wege der 
Notaufnahme oder eines vergleichbaren Ver- 
fahrens zugezogen ist und bis zum 31. De- 
zember 1964 seinen Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthalt im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes genommen hat; § 3 Abs. 2 des 
Bundesvertriebenengesetzes findet entspre- 
chende Anwendung." 

b) In Absatz 2 werden in Satz 2 das Wort „nur" 
gestrichen und vor dem Wort „anzusehen" 
folgende Worte eingefügt: 

„oder durch Stief- oder Pflegekinder, an 
Kindes Statt Angenommene oder Schwieger- 
kinder". 
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Außerdem wird folgender Satz angefügl: 

„Eine Aufnahme durch Stief- oder Pflege- 
kinder oder an Kindes Statt Angenommene 
kommt nur in Betracht, wenn sie vor Voll- 
endung des achtzehnten Lebensjahres oder 
mindestens drei Jahre lang mit dem Zu- 
ziehenden in häuslicher Gemeinschaft gelebt 
halten." 

c) ln Absatz 4 wird der Punkt durch ein Semi- 
kolon ersetzt und folgender tialbsatz an- 
gefügt: 

„dies gilt auch, wenn der im Notaufnahme- 
verfahren zugezogene Geschädigte (Absatz 1 
Nr. 2 Buchstabe d Halbsatz *2) vor dem 31. De- 
zember 1964 verstorben ist." 

4. § 5 Abs. 2 v/ird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Als Entlassung gelten ferner: 

a) bei Angehörigen des öffentlichen Dien- 
stes in den in § 1 Abs, 2 erwähnten Ge- 
bieten 

die Ablehnung der Weiterverwendung, 

b) bei Personen, deren Dienstverhältnis mit 
der Ablegung der den Vorbereitungs- 
dienst abschließenden Prüfung geendet 
hat, 

die Nichtübernahme als außerplanmäßi- 
ger Beamter, 

c) bei den in § 2 Abs. 1 Satz 3 genannten 
Personen 

die Nichtübernahme in den staatlichen 
Vorbereitungsdienst oder in den öffent- 
lichen Schuldienst." 

b) Es wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Der Entziehung der Lehrbefugnis im Sinne 
des Absatzes 1 Nr. 4 wird es gleichgestellt, 
wenn die Lehrbefugnis nach der Habilitation 
nicht erteilt worden ist." 

5. ln § 18 Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Bei der Bemessung der Versorgung gemäß § 10 
Abs. 1 Satz 2 und 3, §§ 11, 12 und 13 gilt als 
ruhegehaltfähige Dienstzeit auch die Zeit, wäh- 
rend der ein Geschädigter sich nach dem für ihn 
maßgebenden Zeitpunkt des Eintritts des Ver- 
sorgungsfalles in Kriegsgefangenschaft, Inter- 
nierung oder Gewahrsam befunden hat, jedoch 
nicht über die Vollendung des fünfundsechzig- 
sten Lebensjahres hinaus; die hiernach berück- 
sichtigte Zeit wird auch als Dienstzeit im Sinne 
des Besoldungsrechts und des § 109 Abs. 1 des 
Bundesbeamtengesetzes angerechnet. " 

6. § 19 Abs. 1 erhält folgenden Wortlaut: 

„(1) Für die Zeit vom 1. April 1950 bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes wird eine Entschä- 
digung in Höhe der sich nach den §§ 10 bis 18 
ergebenden Versorgungsbezüge gewährt." 


7. § 21 a Abs. 1 v/ird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „in Höhe der 
Hälfte" durch die Worte „in Höhe von fünf- 
undfünfzig vom Hundert" ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Worte „an Steile der 
Hälfte sechzig vom Hundert" durch die 
Worte „an Stelle \on fünfundiunfzig vom 
Hundert fünlundsechzig vom Hundert" (u- 
setzt. 

8. In § 21 b wird der bisherige Woitlaut Absatz 1; 
folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Absatz 1 gilt entspiechend für Personen, 
denen nach der Habilitation die Lehrbefugnis 
nicht erteilt worden ist." 

9. In § 22 Abs. 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Als Dienststelle im Sinne des Satzes 1 gilt in 
Fällen des § 5 Abs. 2 Satz 2 diejenige Dienst- 
stelle, die die Übernahme abgelehnt hat oder 
die für die Übernahme zuständig gewesen wäre, 
in Fällen des § 5 Abs. 2 Satz 3 diejenige Hoch- 
schule, an der der Geschädigte sich habilitiert 
hatte." 

10. § 24 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Ist die in Absatz 2 genannte Frist ver- 
säumt, so schließt das den Antrag auf Wieder- 
gutmachung nicht aus. Hat der Berechtigte den 
Antrag ohne sein Verschulden verspätet ein- 
gereicht, so gilt die Antragsfrist als gewahrt. Ist 
diese Voraussetzung nicht erfüllt, so stehen An- 
sprüche auf Zahlungen für Zeiträume, die vor 
dem Monat der Antragstellung liegen, nicht zu; 
ein bis zum 30. September 1966 gestellter An- 
trag gilt als am 1. Oktober 1961 gestellt." 

11. In § 28 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Im Falle des § 24 Abs. 3 Satz 3 beginnt 
die Zahlung der laufenden Versorgungsbezüge 
mit dem Ersten des Monats, in dem der Antrag 
auf Wiedergutmachung gestellt worden ist oder 
als gestellt gilt, bei einem Zuzug nach diesem 
Zeitpunkt jedoch nicht vor dem Ersten des 
Monats, in dem der Berechtigte seinen Wohn- 
sitz oder dauernden Aufenthalt im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes genommen hat." 

12. § 31 h wird gestrichen. 


Artikel II 

Änderung des Gesetzes 
zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für die im Ausland 
lebenden Angehörigen des öffentlichen Dienstes 

Das Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für die im Ausland 
lebenden Angehörigen des öffentlichen Dienstes in 
der Fassung vom 24. August 1961 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1645) wird wie folgt geändert: 
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1. § 6 erhält folgende Fassung: 

.§ 6 

§ 2-1 des Gesetzes zur Regelung der Wieder- 
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts für 
Angehörige d(^s öffentlichen Dienstes gilt mit 
der Maßgabe, daß der Antrag bei der für den 
Wolinort zuständigen Vertretung der Bundes- 
republik Deutschland oder mangels einer sol- 
chen ))eim Auswärtigen Amt zu stellen ist." 

2. ln § 8 werden die Worte „für die ehemaligen 
Angehörigem des auswärtigen Dienstes das Aus- 
wärtige Amt, im übrigen" gestrichen. 


Artikel III 

Bcsoldungsrechtiiche Sondervorschriften 

(1) Die Fußnote Ci zur Anlage VII des Bundesbe- 
soldungsgcsetzes gilt auch tür wiedergutmachungs- 
berechtigte frühere Berufssoldaten sowie unifor- 
mierte Beamte des Polizeivollzugsdienstes, deren 
Versorgungsbezüge im 31. März 1957 die Besol- 
dungsgruppe A 5 b des Reichsbesoldungsgesetzes 
nach § 18 Abs. 2 oder nach Anlage 3 zu § 20 Abs. 1 
des Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für y\ngehörige des 
öffentlichen Dienstes zugrunde lag. 

(2) Für die Bezügt' der unter § 48 a Abs. 1 des 
Biindc5))esol(luiigsgc:s(Uzes fallenden Versorgungs- 
emplänger aus dem P(Msonenkreis der früheren Be- 
rufssoldaten, die nach dem Gesetz zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
für Angehörige des öffentlichen Dienstes anspruchs- 
berechtigt sind, gilt Artikel VII § 1 Abs. 1 des Drit- 
ten Ge.setzes zur Änderung bearnlcnrechtlichor und 

liesoldungsrechtlicher Vorschriften vom 1965 

(Bundesgosetzbl. IS....) ent .sprechend mit der 
Maßgabe, daß die ergänzende Uberleitungsüber- 
sicht der Anlage A zu Artikel Vt] § 1 Abs. 2 des 
vorgenannten Gesetzes entsprechend anzuwenden 
ist, wobei in Spalte 1 an die Stelle der Besoldungs- 
gruppe A4f die Besoldungsgruppe A5b tritt. 


Artikel IV 

Übergangsvorschriften 

(1) Ist der Wiedergutmachungsantrag von Per- 
sonen, denen auf Grund der Änderungen in Arti- 
kel f Nr. l bis 4, 8, 10 und 11 sowie Artikel II Nr. 1 
dieses Gesetzes Wiedergulmachungsansprüche zu- 
stehen, nach dem Gesetz zur Regelung der Wieder- 
gutmachung nalionalsozialistischcn Unrechts für An- 
gehörige des öffentlichen Dienstes oder nach dem 
Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung für die 
im Ausland lebenden Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes in der bisherigen Fassung abgelehnt oder 
ist eine Wiedergutmachung in geringerem Umfange 
zuerkannt worden, so steht die Unanfechtbarkeit 


oder die Rechtskraft der Entscheidung einem erneu- 
ten Anträge und dessen Entscheidung nicht entge- 
gen. Boi unanfechtbaren oder rechtskräftigen EnF 
Scheidungen, durch die der Wiedergutmachungsan- 
spruch wegen Versäumung der Antragsfrist abgelehnt 
worden ist, behält es für die Zeit vor dem 1. Okto- 
ber 1961 sein Bewenden. Das gilt entsprechend, 
wenn die Wiedergutmachung durch Vergleich gere- 
gelt war. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Personen, de- 
nen auf Grund der Änderungen in Artikel I und III 
des Sechsten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
zur Regelung der Wiedergutmaduing nationalsozia- 
listischen Unrechts für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes vom 18. August 1961 (Bundesgosetzbl. I 
S. 1349) erstmalige? oder weitergehende Wiedergut- 
machungsansprüche zustehen und deren Antrag auf 
Wiedergutmachung oder auf Abänderung der Wie- 
dergutmachungsentscheidung v/egeri Versäumung 
der in Artikel V Abs. 1 und 2 des vorgenannten 
Gesetzes bezeichneten Antragsfrist abgelehnt oder 
durch Vergleich geregelt worden ist. 

(3) Soweit Versorgungsbezüge? auf Grund der 
Wiede rgu tmach ung s e n tsch e i d u n g l) i s h e r f e s fg e s e tz t 
worden sind, werden sie auf Grund der Änderung 
in Artikel 1 Nr. 5 dieses Gesetzes nur auf Antrag 
neu festgesetzt. Der Antrag ist an die für die Fest- 
setzung der Versorgung zuständige Behörde zu rich- 
ten. 

(4) War eine den Anspruch aus § 19 Abs. 1 des 
Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung na- 
tionalsozialistisdien Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes ablehnende Wiedergutma- 
chungsentscheidung am 8. Oktober 1963 noch an- 
fechtbar oder war ein die Ablehnung bestätigendes 
Urteil in diesem Zeitpunkt noch nicht rechtskräftig, 
so kann der Berechtigte, wenn ihm auf Grund der 
Änderung in Artikel I Nr. 6 dieses Gesetzes ein 
solcher Anspruch zusteht, eine entsprechende Ände- 
rung der Wiedergutmachungsentscheidung beantra- 
gen. 

(5) Bei einem Berechtigten, dem auf Grund der 
Änderungen in Artikel 1 Nr. l und 4 dieses Ge- 
setzes ein Wiedergutmachungsanspruch zusteht und 
dem eine Rente für Schaden im beruflichen Fort- 
kommen nach dem Bundesentschädigungsgesetz 
gezahlt worden ist, gilt diese Rente als ein anzu- 
rechnender Versorgungsbezug im Sinne des § 29 
Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung der Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts für Ange- 
hörige des öffentlichen Dienstes. 

(6) Zahlungen auf Grund der durch Artikel I 
Nr. 12 gestrichenen Vorschrift des § 31 h des Ge- 
setzes zur Regelung der Wiedergutmachung natio- 
nalsozialistischen Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes werden solange weiterge- 
währt, bis über den Wiedergutmachungsanspruch 
auf Grund der Änderungen in Artikel I Nr. 1 Buch- 
stabe b und Nr. 4 Buchstabe a entschieden worden 
ist. 

(7) Unanfechtbare Entscheidungen oder rechts- 
kräftige Urteile, die die Ansprüche von Geschädig- 
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ten günstiger regeln als nach den Änderungen in 
diesem Gesetz vorgesehen ist, bleiben unberührt. 
Das gilt auch, wenn die Wiedergutmachung durch 
Vergleich geregelt worden ist. 

(8) Soweit sich Rechtsstreitigkeiten durch die 
Änderungen in diesem Gesetz erledigen, werden 
Gerichtskosten einschließlich Auslagen nicht erho- 
ben; außergerichtliche Kosten werden gegeneinan- 
der aufgehoben. 


Artikel V 

Ermächtigung zur Bekanntmachung der Neufassung 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Gesetzes zur Regelung der Wie- 
dergutmachung nationalsozialistischen Unrechts für 
Angehörige des öffentlichen Dienstes und des Ge- 
setzes zur Regelung der Wiedergutmachung national- 
sozialistischen Unrechts für die im Ausland lebenden 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes in der nun- 
mehr geltenden Fassung bekanntzumachen und da- 
bei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 


Artikel VI 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitiingsgcsetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. 1 S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel VII 

Inkrafttreten 


(1) Es treten in Kraft: 


1. Artikel I Nr. 1 
Buchstabe b, Nr. 4 
Buchstabe a, Nr. 5 
und 9 

mit Wirkung vom 
1. April 1951 

2. Artikel I Nr. 1 
Buchstabe a, Nr. 2, 
Nr. 3 Buchstaben a 
und c, Nr. 4 Buch- 
stabe b, Nr. 8 

mit Wirkung vom 
1. Januar 1954 

3. Artikel I Nr. 3 
Buchstabe b 

mit Wirkung vom 
1. September 1957 

4. Artikel I Nr. 12 

mit Wirkung vom 
1. September 1961 

5. Artikel I Nr. 10 
und 11, Artikel II 
Nr. 1, Artikel III 
Abs. 1 

mit Wirkung vom 
1. Oktober 1961 

6. Artikel I Nr. 6 

mit Wirkung vom 
8. Oktober 1963 

7. Artikel I Nr. 7 

mit Wirkung vom 
1. Januar 1965 

8. Artikel 11 Nr. 2, 
Artikel III Abs. 2, 
Artikel IV bis VI 

am Tage der Ver- 
kündung dieses Ge- 
setzes. 


(2) Laufende Zahlungen auf Grund der durch die- 
ses Gesetz vorgenommenen Änderungen beginnen 
mit dem Ersten des Monats, in dem der Antrag ge- 
stellt worden ist. Bis zum 30. September 1966 ge- 
stellte Anträge gelten als zu dem Zeitpunkt gestellt, 
von dem an Zahlungen frühestens geleistet werden 
dürfen. 


Bonn, den 11. Mai 1965 


Erler und Fraktion 
Dr. Barzel und Fraktion 
Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemein 

Das Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes ist zuletzt durch die Sechste 
Novelle zu diesem Gesetz vom 18. August 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 1349) geändert und in der 
danach geltenden Neufassung vom 24. August 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 1627) bekanntgemacht worden. 
Bei dieser Gelegenheit wurden im Ausschuß für 
Wiedergutmachung des Deutschen Bundestages alle 
Vorschriften des Gesetzes eingehend durchberaten 
und auf ihre Anderungsbedürftigkeit überprüft. Die 
Notwendigkeit einer weiteren grundlegenden Ände- 
rung des Gesetzes hat sich seitdem nicht ergeben. 
Lediglich die dem Bundestag nunmehr vorliegenden 
Entwürfe eines Zv/eilen Gesetzes zur Änderung 
des Bundesentschädigungsgesetzes — Drucksache 
IV/ 1550 — und eines Schlußgesetzes zum Gesetz 
zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Arti- 
kel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen 
— Drucksache IV 1840 — erfordern die Anpassung 
von einzelnen Vorschriften des Gesetzes, damit die 
geschädigten Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
nicht ungünstiger als die unter das BEG und das 
G 131 fallenden Personen gestellt sind. Sodann 
machen die Entscheidungen des Bundesverfassungs- 
gerichtes vom 8, Oktober 1963 — 2 BvR 108 (>2 -- zu 
§ 19 Abs. 1 BWGöD und vom 12. Januar 1965 — 

2 BvR 454 470 62 - - zu § 31 h des Gesetz(^s noch 
einige Änderungen erforderlich. Aus Gründen der i 
Eilbedürftigkeit ist vorgesehen, den Entwurf als 
Initiativantrag der Fraktion im Deutschen Bundes- 
tag einzubringen. 


B. Die Änderungen im einzelnen 

Zu Artikel I Nr. 1 (§ 2 Abs. 1 BWGöD) 

Die vorgesehene Erweiterung des Personenkreises 
des § 2 Abs. 1 BWGöD ergibt sich aus dem Beschluß 
des Bundesverfassungsgerichts vom 12. Januar 1965 
— 2 BvR 454 470 62 — , in dem eine Verletzung des 
Gleichheitsgrundsatzos gemäß Artikel 3 Abs. 1 GG 
insoweit festgestellt ist, als das Gesetz die Wieder- 
gutmachung einerseits für die geprüften Kandidaten 
(§ 31 h BWGöD), die aus Verfolgungsgründen nicht 
zu Referendaren ernannt wurden, und andererseits 
für die aus Verfolgungsgründen entlassenen Refe- 
rendare (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 BWGöD) sowohl hinsicht- 
lich des Zahlungsbeginns als auch hinsichtlich des 
Umfangs der Wiedergutmachung verschieden regele. 

Ein wesensgleicher Tatbestand, daß nämlich jemand 
seine auf den öffentlichen Dienst ausgerichtete 
Berufsaicsbildung durch eine bestandene Prüfung ab- 
geschlossen, er also — wie das Bundesverfassungs- 


gericht sagt — „von sich aus alle Voraussetzungen 
erfüllt hatte“ und es für den Eintritt in den öffent- 
lichen Dienst lediglich noch eines — sonst regel- 
mäßig, gewissermaßen automatisch vollzogenen — 
staatlichen Berufungsaktes bedurfte, dessen Voll- 
ziehung aber ausschließlich aus Verfolgungsgründen 
unterblieben war, liegt auch bei folgenden Personen- 
gruppen vor: 

a) Personen, denen nach der Habilitation, die Lehr- 
befugnis (venia legendi) nicht erteilt worden ist, 

b) Personen, die nach ibestandener Prüfung für das 
Lehramt an öffentlichen Schulen (Volks-, Mittel- 
und Berufsschulen) nicht in den Schuldienst ein- 
berufen worden sind. 

Auch solchermaßen Geschädigte müssen nunmehr 
auf Grund der im vorgenannten Beschluß des 
Bundesverfassungsgerichts vertretenen Rechtsauf- 
fassung in den Personenkreis des Gesetzes ein- 
bezogen werden. 

Zu Artikel I Nr. 2 (§ 2 b Abs 2 BWGöD) 

In Artikel I Nr. 9 des Entwurfs einer Schlußnovelle 
zum G 131 ist die Einfügung eines § 37 e vor- 
gesehen, der die Zahlung von Unterhaltsbeiträgen 
an die Angehörigen der aus Kriegsgefangenschaft 
oder Gewahrsam entlassenen Beamten auch nach 
Ablauf der für die Übersiedlung in das Bundes- 
gebiet gemäß § 1 des lleimkehrergeselztrs oder § 9 
Abs. 1 dos Häftlingshilfegesetzes geltenden Fristen 
ermöglichen soll, sofern und solange der Beamte 
gegen seinen Willen gehindert wird, in das Bundes- 
gebiet zuzuziehen. Das kann besonders bei den nach 
dem 13. August 1961 aus dem Gewahrsam in der 
sowjetischen Besatzungszone oder im sowjetischen 
Sektor von Berlin entlassenen Beamten der Fall 
sein. 

In § 2 b BWGöD ist der Tatbestand, daß ein Ge- 
schädigter nach der Entlassung aus der Kriegs- 
gefangenschaft oder dem Gewahrsam in der so- 
wjetischen Besatzungszone oder im sowjetischen 
Sektor von Berlin gegen seinen Willen zurück- 
gehalten wird, bisher nicht erfaßt, Die Vorschrift 
bedarf daher der Ergänzung, wobei folgende Unter- 
schiede zwischen den Regelungen des G 131 und des 
BWGöD zu beachten sind. 

Anders als im G 131 waren durch § 2b Abs. 1 
BWGöD bisher schon die Angehörigen von solchen 
Geschädigten erfaßt, die in den in § 1 Abs. 2 Nr. 3 
des Bundesvertriebenengesetzes genannten Gebie- 
ten gegen ihren Willen zurückgehalten werden. Sie 
erhielten — wie die Angehörigen von in Kriegsge- 
fangenschaft oder Gewahrsam befindlichen Geschä- 
digten — ab 1. Januar 1954 Zahlungen nach Maß- 
gabe des § 11 a BWGÖD. Da kein Grund dafür er- 
sichtlich ist, die Angehörigen von Geschädigten, die 
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in der Sowjetzone oder im sowjetischen Sektor von 
Berlin gegen ihren Willen zurückgehalten werden, 
anders als den vorgenannten von § 2 b Abs. 1 
BWGöD erfaßten Personenkreis zu behandeln, sieht 
die vorgeschlagene Änderung eine Gleichstellung 
dieser beiden Personenkreise vor. Hierbei kann die 
Tatsache, daß der Sachverhalt des Gehindertseins 
an der Rückkehr in das Bundesgebiet im G 131 erst 
jetzt seine Regel in Form der Gewährung von Un- 
terhaltsbeiträgen in beschränkter Höhe findet, keine 
Auswirkung auf die im BWGöD schon früher ge- 
troffene günstigere Regelung haben, die jetzt nur 
hinsichtlich des Personenkreises zu erweitern ist. 


Zu Artikel I Nr. 3 (§ 3 BWGöD) 

a) Die Änderung dient der Angleichung an die 
Wohnsitzvoraussetzungen gemäß § 4 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe f BEG (vgl. Artikel I Nr. 1 des 
Entwurfs — Drucksache IV/1550 — in der ge- 
änderten Fassung gemäß Beschluß des Wieder- 
gutmachungsausschusses). 

b) Der Begriff der „Familienzusammenführung" ist 
in § 3 Abs. 2 BWGöD nicht in gleicher Weise 
abgegrenzt wie in § 4 Abs. 2 G 131. Im Regie- 
rungsentwurf eines Fünften — späteren Sech- 
sten — Gesetzes zur Änderung des BWGöD — 
Drucksache 2232 der 3. Wahlperiode — war vor- 
gesehen, die Definition der Familienzusammen- 
führung in den beiden vorgenannten Vorschrif- 
ten aufeinander abzustimmen. Der Wiedergut- 
machungsausschuß des Deutschen Bundestages 
ist diesem Änderungsvorschlag damals jedoch 
nicht gefolgt, weil damit der Auslegung dieses 
Begriffes im ganzen gesehen engere Grenzen als 
bisher gezogen worden wären (vgl. Schriftlicher 
Bericht — Drucksache 2857 der 3. Wahlperiode 
— unter Abschnitt A IlT Nr. 3 Buchstabe b). 
Dabei ist jedoch nicht berücksichtigt worden, daß 
die Regelung des § 4b Abs. 2 G 131 gegenüber 
der Vorschrift des § 3 Abs. 2 BWGöD auch eine 
Erweiterung des Begriffs der Familienzusammen- 
führung beinhaltet, indem auch die Aufnahme 
durch Stief- oder Pflegekinder, an Kindes Statt 
Angenommene oder Schwiegerkinder unter be- 
stimmten Voraussetzungen diesen Tatbestand 
erfüllen kann. 

Der jetzige Vorschlag zur Änderung des § 3 
Abs. 2 BWGöD will es bei der bisherigen wei- 
teren Fassung des BWGöD belassen, daneben 
aber die Aufnahme durch die vorgenannten Per- 
sonengruppen in die Begriffsbestimmung der Fa- 
milienzusammenführung einbeziehen, um eine 
Schlechterstellung von Geschädigten gegenüber 
Anspruchsberechtigten nach dem G 131 zu ver- 
meiden. 

c) Diese Änderung steht im Zusammenhang mit 
der unter Buchstabe a vorgesehenen Erweiterung 
der Wohnsitzvoraussetzungen. Ohne sie würden 
Hinterbliebene, die nach dem 31. Dezember 1952 
im Geltungsbereich des BWGöD ihren Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt genommen haben 
und nicht schon selbst die Voraussetzungen des 


§ 3 Abs. 1 oder 2 erfüllen oder zum Personen- 
kreis des § 3 Abs. 3 gehören. Rechte dann nicht 
geltend machen können, wenn der im Notauf- 
nahmeverfahren Zugezogene vor dem 31. De- 
zember 1964 verstorben ist. 

Zu Artikel I Nr. 4 (§ 5 Abs. 2 BWGöD) 

Die Erweiterung der Schädigungstatbestände trägt 
den Besonderheiten bei den Personengruppen Rech- 
nung, die durch Artikel I Nr. 1 neu in den Personen- 
kreis des Gesetzes einbezogen worden sind (vgl. 
Begründung zu Nr. 1). Die vorgesehene Neufassung 
des § 5 Abs. 2 Satz 2 unterscheidet sich von der bis- 
herigen Fassung in materieller Hinsicht nur durch 
die Einfügung des unter Buchstabe c aufgeführten 
Tatbestandes. 


Zu Artikel I Nr. 5 {§ 18 Abs. 1 BWGöD) 

Die Änderung dient der Angleichung an die in der 
Schlußnovelle zum G 131 vorgesehene Einfügung 
des § 30 G 131 und Änderung des § 35 Abs. 3 G 131 
(vgl. Artikel I Nr. 6 und 7 des Entwurfs der Schluß- 
novelle zum G 131). 

Im BWGöD fehlte es bisher an einer Regelung, wo- 
nach die Zeit, während der ein Geschädigter sich 
nach dem für ihn im Wiedergutmachungsverfahren 
maßgebenden Zeitpunkt des Eintritts des Versor- 
gungsfalles in Kriegsgefangenschaft, Internierung 
oder Gewahrsam befunden hat, bis zum Zeitpunkt 
der Vollendung des 65. Lebensjahres als Dienstzeit 
im Sinne des Besoldungs- und Versorgungsrechts 
sowie des § 109 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes 
zu berücksichtigen ist. Das wird besonders in Fällen 
des § 12 BWGÖD augenscheinlich. Nach dieser Vor- 
schrift rechnet die Dienstzeit für geschädigte Zeit- 
beamte nur bis zum 31. Dezember 1946; eine über 
diesen Zeitpunkt hinaus andauernde Zeit der 
Kriegsgefangenschaft pp. konnte nach bisheriger 
Regelung nicht als Dienstzeit berücksichtigt werden. 
Es kann aber auch in Fällen des § 10 Abs. 1 Satz 2 
und 3, §§ 11 und 13 BWGöD möglich sein, daß bei 
einem aus Kriegsgefangenschaft pp. heimgekehrten 
Geschädigten im amtsärztlichen Untersuchungsbe- 
fund das Vorliegen einer Dienstunfähigkeit schon 
zu einem vor der Entlassung liegenden Zeitpunkt 
festgestellt und diese Feststellung zur Grundlage 
für den endgültigen Eintritt des Versorgungsfalles 
im Wiedergutmachungsbescheid gemacht worden 
ist. 

Zu Artikel I Nr. 6 (§ 19 Abs. 1 BWGöD) 

Die Änderung stellt den ursprünglichen Gesetzes- 
wortlaut wieder her und entspricht der Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts vom 8. Oktober 1963 
— 2 BvR 108/62. 


Zu Artikel I Nr. 7 {§ 21 a Abs. 1 BWGöD) 

In Artikel I Nr. 13 und 14 des Entwurfs einer 
Schlußnovelle zum G 131 ist vorgesehen, die Hun- 
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derlsätze der Übergangsbezüge für Angestellte und 
Arbeiter gemalt §§ 52 a, 52 b G 131 zu erhöhen. 

Dementsprechend müssen auch die Hundertsätze für 
die Bemessung der Bezüge der wiedereinstellungs- 
berechtigten Angestellten und Arbeiter gemäß 
§ 21 a Abs. 1 BWGöD erhöht werden. 

Zu Artikel I Nr. 8 (§ 21 b BWGöD) 

Die Gleichstellung von Personen, denen nach der 
Habilitation die Lehrbofugnis nicht erteilt worden 
ist, mit Geschädigten, denen die Lehrbefugnis ent- 
zogen worden ist (vgl. Änderung in Artikel I Nr. 1 
Buchstabe a), macht eine Ergänzung des § 21 b 
BWGöD erforderlich, da diese Vorschrift bisher nur 
Personen anspricht, die bereits Hochschullehrer wa- 
ren, sowie deren Hinterbliebene. 

Zu Artikel I Nr. 9 (§ 22 Abs. 2 BWGöD) 

In den durch Artikel I Nr. 4 neueingefügten Schä- 
digungsfällen, in denen die Übernahme in den 
öffentlichen Dienst aus Verfolgungsgründen unter- 
blieben ist, bedarf es zur Feststellung des jeweili- 
gen wiedergutmachungspflichtigen Dienstherrn einer 
näheren Bestimmung (vgl. auch die bisherige Rege- 
lung im gestrichenen § 31 h Abs. 2 Satz 2). 


Zu Artikel I Nr. 10 und 11 (§ 24 Abs. 3, § 28 
BWGöD) 

Die Änderungen gleichen an die Rechtslage nach 
dem G 131 an. 

Durch Artikel 1 Nr. 63 des Dritten Gesetzes zur 
Änderung des G 131 vom 21. August 1961 (Bundes- 
gosetzbl. I S. 1557) ist die Vorschrift des § 81 G 131 
mit Wirkung vom 1. Oktober 1961 gestrichen 
und damit die Anmeldefrist im Sinne einer Aus- 
schlußfrist für den Anwendungsbereich dieses Ge- 
setzes fortgefallen. Unter dieses Gesetz fallende 
Personen, die die seinerzeitige Anmeldefrist ver- 
säumt hatten, konnten gemäß Artikel II § 1 Abs. 3 
des vorgenannten Dritten ÄndG. zum G 131 An- 
träge mit Wirkung frühestens vom 1. Oktober 1961 
erneut stellen. Wurde der Antrag bis zum 31. März 
1962 gestellt, so begannen die laufenden Zahlungen 
gemäß Artikel VI Abs. 2 des vorgenannten Drit- 
ten ÄndG. zum G 131 mit dem 1. Oktober 1961, im 
übrigen mit dem Ersten des Monats, in dem der 
Antrag gestellt war. 

Da im BWGöD — anders als im G 131 — der Zah- 
lungsbeginn (§ 28) vom Zeitpunkt der Antragstel- 
lung unabhängig ist, kann die Angleichung an die 
Rechtslage im G 131 nicht durch Streichung der An- 
tragsfrist in § 24 Abs. 2 BWGöD erreicht werden. 
Denn dann würden auch für diejenigen Berechtigten, 
die die Antragsfrist schuldhaft versäumt haben und 
zukünftig noch Anträge stellen, die laufenden Zah- 
lungen nach § 28 BWGöD grundsätzlich mit dem 
Inkrafttreten des Gesetzes (1. April 1951) beginnen, 
was mit dem Gedanken einer Rechtsangleichung an 
das G 131 nicht vereinbar wäre. Der vorliegende 
Entwurf sieht deshalb eine Änderung des § 24 


Abs. 3 BWGöD des Inhalts vor, daß ein Antragsrecht 
auch denjenigen Berechtigten eingeräumt wird, die 
die Antragsfrist schuldhaft versäumt haben. Solche 
Anträge können Jedoch nicht die gleiche materielle 
Auswirkung haben wie diejenigen von Berechtigten, 
die die Antragsfrist gewahrt oder unverschuldet 
versäumt haben. Vielmehr können sie hinsichtlich 
des Zahlungsbeginns grundsätzlich nur auf den 
Ersten des Monats zurückwirken, in dem der An- 
trag gestellt worden ist. Ein bis zum 30. September 
1966 gestellter Antrag soll als am 1. Oktober 1961 
gestellt gelten. Damit ist eine völlige Rechtsanglei- 
chung an das G 131 vollzogen. 

Entsprechend ist auch die Vorschrift des § 28 
BWGÖD durch einen neuen Absatz 2 zu ergänzen. 

Zu Artikel I Nr. 12 (§ 31 h BWGöD) 

Die volle Einbeziehung der im bisherigen § 31 h 
angesprochenen Geschädigten in den Personenkreis 
des Gesetzes durch die Änderung in Artikel I Nr. 1 
Buchstabe b macht diese Regelung überflüssig. 

Zu Artikel 11 Nr. 1 (§ 6 BWGöD-Ausland) 

Um der hinsichtlich der Antragsberechtigung in 
Artikel I Nr. 10 vorgesehenen Änderung auch für 
den Anwendungsbereich dos BWGöD-Ausland Gel- 
tung zu verschaffen, erscheint es der einfachste 
Weg, in § 6 BWGöD-Ausland auf die Vorschrift des 
§ 24 BWGÖD Bezug zu nehmen, wobei abweichend 
gegenüber § 24 BWGöD nur die für im Ausland 
lebende Geschädigte zuständige Anineldebehörde 
anzusprechen ist. 

Zu Artikel II Nr. 2 (§ 8 BWGöD-Ausland) 

§ 8 BWGöD-Ausland regelt für den Anwendungs- 
bereich dieses Gesetzes die Zuständigkeit für die 
Festsetzung, Regelung und Auszahlung der Versor- 
gungsbezüge in Fällen der Wiedergutmachungs- 
jdlicht des Bundes. Die jetzige^ Bestimmung, daß für 
die ehemaligen Angehörigen des auswärtigen Dien- 
stes das Auswärtige Amt zuständig ist, vmlirend im 
übrigen die Oberfinanzdirektion Düsseldorf diese 
Aufgaben zu erfüllen hat, steht den Bemühungen um 
eine Rationalisierung der Verwaltung hindernd im 
Wege. Das Auswärtige Amt hat im Einvernehmen 
mit den Bundesministerien des Innern und der 
Finanzen seine Autgaben als Pensionsfestsetzungs- 
und -regelungsbehörde auf die Oberfinanzdirek- 
tionen und das Landesfinanzamt Berlin übertragen. 
Lediglich 25 Auslandswiedergutmachungsfälle muß- 
ten bisher auf Grund der ausdrücklichen Bestim- 
mung des § 8 BWGöD-Ausland in der Zuständigkeit 
des Auswärtigen Amtes verbleiben. Aus Gründen 
der Verwaltungsvereinfachung erscheint es nicht 
vertretbar, das Auswärtige Amt weiterhin mit der 
Regelung dieser wenigen Versorgungsfälle zu bela- 
sten. Der Änderungsvorschlag bewirkt, daß die Zu- 
ständigkeit für die Festsetzung, Regelung und Aus- 
zahlung der Versorgungsbezüge in den vorgenann- 
ten 25 Auslandswiedergutmachungsfällen auf die 
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Oberfinanzdirektion Düsseldorf, Abteilung für Zölle 
und Verbrauchsteuern, übergeht. 

Zu Artikel III 

{Besoldungsrechtliche Sondervorschriften) 

Absatz 1 

Die Fußnote 6 der Anlage VII des Bundesbesol- 
dungsgesetzes (BBesG), die eine besondere Rege- 
lung für die Überleitung der früheren Berufssoldaten 
sowie uniformierten Beamten des Polizeivollzugs- 
dienstes trifft, deren Versorgungsbezüge bei Inkraft- 
treten des Bundesbesoldungsgesetzes nach der 
Besoldungsgruppe A 5 b dos Reichsbesoldungsgeset- 
zes bemessen waren, ist ihrem Wortlaut nach nur 
auf Personen anwendbar, deren Versorgungs- 
anspruch auf § 53 Abs. 3 oder auf § 65 Abs. 1 G 131 
beruht. Die gleiche Uberleitungsregelung muß aber 
auch für die entsprechenden Personenkreise gelten, 
deren Versorgungsanspruch auf dem BWGÖD be- 
ruht. Obwohl auf Grund eines Beschlusses der Ver- 
sorgungsreferenten der Länder in der Verwaltungs- 
praxis schon im Sinne der Gleichbehandlung verfah- 
ren wird, bedarf es noch einer gesetzlichen Klarstel- 
hing. 


In Artikel VII § 1 Abs, 2 de-s Regierungsentwurfs 
eines Dritten Gesetzes zur Änderung beamtenrecht- 
licher und besoldungsrechtlicher Vorschriften — 
Drucksache IV 2174 — ist eine besondere Überlei- 
tung von Versorgungsempfängern aus dem Per- 
sonenkreis der früheren Berufssoldaten vorgesehen, 
die nach dem G 131 anspruchsberechtigt sind. Die 
Einzelheiten der Überleitung sind in der Anlage A 
zu Artikel VH § I Abs. 2 dieses Gesetzentwurfs 
geregelt. Es handelt sich hiei^bei einmal um Ober- 
leutnante, Leutnante, Oberärzte, Assfstenzärzte, 
Oberveterinäre und Veterinäre, die nach der An- 
lage B zum G 131 in die Besoldungsgruppe A 4 f der 
Reichsbesoldungsordnung eingereiht waren. Nach 
der Anlage 3 zu § 20 Abs. 1 Satz 2 BWGöD waren 
diese früheren Berufssoldaten jedoch in die Besol- 
dungsgruppe A 5 b der Reichsbesoldungsordnimg 
eingereiht, was materiell gegenüber der Regelung 
des G 131 kaum einen Unterschied ausm.achte, weil 
die Grundgehaltssätze der Besoldungsgruppen A 4 f 
und A 5 b der Reichsbesoldungsordnimg von der 
dritten Dienstaltersstufe an völlig gleich waren. 
Zum anderen sind die Unterfeldwebel erfaßt, die 
nach der Anlage B zum G 131 in die Besoldungs- 
gruppe A 8 a (3. bis 5. Stufe) der Reichsbesoldungs- 
ordnung eingereiht waren. Die Einreihung dieser 
Personen nach der Anlage 3 zu § 20 Abs. 1 Satz 2 
BWGöD stimmt hiermit überein. 

Die nach dem vorgenannten Entwurf vorgesehene 
Uberleitungsregelung für Versorgungsempfänger 
aus dem Personenkreis der nach dem G 131 an- 
spruchsberechtigten früheren Berufssoldaten muß 
auch für den entsprechenden Personenkreis der Ge- 
schädigten Geltung erlangen, der nach dem BWGöD 
anspruchsberechtigt ist. Hierzu bedarf es der in 
Absatz 2 vorgesehenen gesetzlichen Regelung. 


Zu Artikel IV (Übergangsvorschriften) 

Absatz 1 

Durch die Änderungen in Artikel I Nr. 1 bis 4, 8, 10 
und 11 sowie Artikel 11 Nr. 1 dieses Gesetzes wer- 
den einigen Personengruppen erstmalig Wiedergut- 
machungsansprüche eingeräumt. Für den Fall, daß 
über den Wiedergutmachungsantrag der hiernach 
anspruchsberechtigt gewordenen Personen bereits 
durch unanfechtbaren Wiedergutmachungsbescheid 
oder durch rechtskräftiges Urteil ablehnend ent- 
schieden oder daß eine Wiedergutmachung in gerin- 
gerem Umfange zuerkannt worden ist (z. B. in Fällen 
des § 24 Abs. 3 BWGöD), bedarf es einer Regelung, 
die den Einwand ausschließt, die bisherige Entschei- 
dung sei unanfechtbar oder rechtskräftig. Satz 2 
trägt dem Umstand Rechnung, daß der bisherige 
Ausschluß von Wiedergutmachungsansprüchen 
wegen Versäumung der Antragsfrist erst mit Wir- 
kung vom 1. Oktober 1961 in Fortfall kommen soll. 
Der letzte Satz hat besonders die Fälle im Auge, in 
denen bei versäumter Antragsfrist eine Wiedergut- 
machung im Vergleichswege vom Zeitpunkt der 
Antragstellung an zuerkannt worden ist und dieser 
Zahlungsbeginn nach dem 1. Oktober 1961 liegt, 
also ungünstiger ist, als nach der jetzigen Neu- 
fassung des § 24 Abs. 3 BWGöD vorgesehen ist. 

Absatz 2 

Da der Tatbestand der verschuldeten Versäumung 
der Antragsfrfst als Grund für die Ablehnung des 
Wiedergutmachungsanspruchs — soweit er sich auf 
die Zeit ab 1. Oktober 1961 erstreckt — nicht mehr 
in Betracht kommt, muß auch den Fällen Rechnung 
getragen werden, in denen ein auf die Änderungen 
in Artikeln I und III des Sechsten Gesetzes zur 
Änderung des BWGöD vom 18. August 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 1349) gestützter Wiedergut- 
machungsantrag wegen Versäumung der in Arti- 
kel V Abs. 1 und 2 des vorgenannten Gesetzes be- 
zeichneten Antragsfrist abgelehnt oder durch Ver- 
gleich geregelt worden ist. In diesen Fällen gilt 
Absatz 1 entsprechend. 

Welche materielle Bedeutung dem Zeitpunkt der 
erneuten Antragstellung bei Anwendung der Ab- 
sätze 1 und 2 zukommt, ergibt sich aus Artikel VII 
Abs. 2 dieses Gesetzes. 

Absatz 3 

Die in Artikel 1 Nr. 5 vorgesehene Änderung des 
§ 18 Abs. 1 BW^GöD wirkt sich unter den dort gege- 
benen Voraussetzungen in einer Änderung der 
Bemessungsgrundlage für den Versorgungsanspruch 
aus. Sie ist deshalb von den zuständigen Pensions- 
festsetzungs- und -regelungsbehörden anzuwenden, 
die gemäß § 29 BWGöD und § 8 BWGöD-Ausland 
die Versorgungsbezüge im Rahmen der getroffenen 
Wiedergutmachungsentscheidung zu berechnen und 
zu zahlen haben. Da diese Behörden nicht von Amts 
wegen alle Versorgungsfälle nach dem BWGöD dar- 
aufhin überprüfen können, ob sich auf Grund der 
Änderung eine höhere Versorgung ergibt, ist die 
Neufestsetzung der Versorgungsbezüge an einen 
Antrag gebunden. 
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Absatz 4 

Die in Artikel I Nr. 6 vorgesehene Neufassung des 
§19 Abs, 1 BWGöD beruht auf dem Beschluß des 
Bundesverfassungsgerichts vom 8. Oktober 1963 — 
2 BvR 108/62. Durch diesen Beschluß ist die bis- 
herige Vorschrift des § 19 Abs. 1 BWGöD insoweit 
für nichtig erklärt worden, als sie dem in § 15 dieses 
Gesetzes genannten Personenkreis die Kapital- 
entschädigung für die Zeit vom 1. April 1950 bis 
31. März 1951 nicht gewährt. Nach § 79 Abs. 2 
BVerfGG bleiben die nicht mehr anfechtbaren Ent- 
scheidungen, die auf einer für nichtig erklärten 
Norm beruhen, vorbehaltlich einer besonderen 
gesetzlichen Regelung unberührt. Dem in dieser 
Vorschrift zum Ausdruck gekommenen Grundsatz 
entspricht der vorliegende Entwurf. Hierbei bedür- 
fen im Hinblick auf § 79 Abs. 2 BVerfGG jedoch die 
Fälle einer besonderen Uibergangsregelung, in 
denen die den Anspruch aus § 19 Abs. 1 BWGöD 
ablehnenden Wiedergutmachungsentscheidung oder 
ein diesJbezügliches Gerichtsurteil im Zeitpunkt der 
Nichtigerklärung der Rechtsnorm durch das Bundes- 
verfassungsgericht noch anfechtbar bzw. noch nicht 
rechtskräftig war, später aber unanfechtbar bzw. 
rechtskräftig geworden ist. In diesen Fällen muß, 
sofern durch die Änderung in Artikel I Nr, 6 dieses 
Entwurfs ein Anspruch begründet ist, ein Antrags- 
recht auf Änderung der Wiedergutmachungsent- 
scheidung eingeräumt werden. 

Absatz 5 

Die Regelung soll verhindern, daß die auf Grund der 
Änderungen in Artikel I Nr. 1 und 4 rückwirkend in 
das BWGÖD einbezogenen Personengruppen doppelt 
wiedergutgemacht werden. Sofern diese Personen 
während des gleichen Zeitraums, für den sie nun- 
mehr Versorgungsbezüge nach dem BWGöD zu be- 
anspruchen haben, bereits eine Rente für Schaden 
im beruflichen Fortkommen nach dem BEG erhalten 
haben, muß diese Rente auf die nachzuzahlenden 
Versorgungsbezüge angerechnet werden, da sie 
einen Rentenanspruch nach dem BEG nicht erwor- 
ben hätten, wenn sie von vornherein zum Personen- 
kreis des BWGöD gehört hätten. Dieses Ergebnis 
wird am einfachsten dadurch erreicht, daß die er- 
haltene Rente zu einem anzurechnenden Versor- 
gungsbezug im Sinne des § 29 Abs. 2 BWGöD erklärt 
wird. 

Daß auch die auf Grund des jetzt gestrichenen § 31 h 
BWGÖD ab 1. Januar 1961 gezahlten Unterhalts- 
beiträge anzurechnen sind, braucht nicht besonders 
erwähnt zu werden, denn das ergibt sich aus dem 
insoweit eindeutigen Wortlaut des § 29 Abs. 2 
BWGÖD. 

Absatz 6 

Mit der Streichung des § 31 h BWGöD durch Arti- 
kel I Nr. 12 entfällt die Rechtsgrundlage für die 
weitere Zahlung der auf Grund dieser Vorschrift 
zuerkannten Unterhaltsbeiträge. Da bis zur Ent- 
scheidung über die auf Grund der Änderung in 
Artikel I Nr. 1 und 4 zustehenden Wiedergut- 
machungsansprüche ein gewisser Zeitraum vergehen 
wird, muß sichergestellt werden, daß die bisherigen 


Zahlungen auf Grund des § 31 h BWGöD bis zum 
Einsetzen der neuen Wiedergutmachungsleistungen 
weitergewährt werden. Hinsichtlich der Anrechnung 
wird auf die Begründung zu Absatz 5 letzter Absatz 
hingewiesen. 

Absatz 7 

Die Regelung enthält eine allgemeine Besitzstands- 
klausel, die es ausschließt, daß auf Grund von Ände- 
rungen in Artikel I und II dieses Gesetzes bereits 
getroffene Entscheidungen zuungunsten des Geschä- 
digten geändert werden. 

Absatz 8 

Die Vorschrift begründet die Kostenfreiheit für Ge- 
richtsverfahren, die sich auf Grund der in diesem 
Gesetz vorgenommenen Änderungen erledigen. 

Die Regelungen in Absatz 7 und 8 entsprechen den- 
jenigen in Artikel V Abs. 3 und 4 des Sechsten Ge- 
setzes zur Änderung des BW^GÖD vom 18. August 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1349). 

Die Erhöhung der Bezüge gemäß § 21 a Abs. 1 
BWGÖD auf Grund der Änderung in Artikel I Nr. 7 
wird von Amts wegen von den gemäß § 29 Abs, 1 
zuständigen Behörden durchgeführt. Einer besonde- 
ren Übergangsregelung hierzu bedarf es nicht. 

Zu Artikel V (Ermächtigung zur Bekanntmachung 
der Neufassung) 

Um den Bedürfnissen der Praxis Rechnung zu tragen 
ist es notwendig, daß das Gesetz nach den vorge- 
sehenen umfangreichen Änderungen in der neuen 
Fassung bekanntgemacht wird. 

Es ist noch zu berücksichtigen, daß in Artikel V des 
Entwurfs eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
beamtenrechtlicher und besoldungsrechtlicher Vor- 
schriften — Drucksache IV/2174 — eine Änderung 
des § 21 Abs. 1 BWGöD vorgesehen ist. 

Zu Artikel VI (Berlin-Klausel) 

Die Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. Da weder 
dieses Gesetz noch die durch Artikel I und II ge- 
änderten Vorschriften zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen ermächtigen, bedarf es des Zusatzes hin- 
sichtlich der Gültigkeit von Rechtsverordnungen im 
Land Berlin nicht. 

Zu Artikel VII (Inkrafttreten) 

Absatz 1 
Zu Nr. 1 

a) Die in Artikel I Nr. 1 Buchstabe b und Nr. 4 
Buchstabe a vorgesehenen Änderungen haben 
u. a. die Gleichstellung der sogenannten „nicht- 
ernannten Referendare“ mit den entlassenen 
Referendaren zum Inhalt. Nach dem Beschluß des 
Bundesverfassungsgerichts vom 12. Januar 1965 
— 2 BvR 454/470/62 — erfordert der Gleichheits- 
grundsatz gemäß Artikel 3 Abs. 1 GG, daß eine 
Gleichstellung auch hinsichtlich des Zahlungs- 
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beginns vorgenommen wird. Daher müsse% die 
Änderungen mit Wirkung vom 1. April 1951 in 
Kraft treten. Das gleiche gilt für die durch Arti- 
kel I Nr. 9 vorgesehene Ergänzung des § 22 
Abs. 2 BWGöD, durch die in den vorgenannten 
Fällen die Frage des wiedergutmadiungspfliditi- 
gen Dienstherrn klargestellt wird. 

b) Die in Artikel I Nr. 5 vorgesehene Änderung des 
§ 18 Abs. 1 BWGÖD soll die Rechtslage an die 
des G 131 angleichen. Die Berücksichtigung der 
Zeit der Kriegsgefangenschaft nach dem 8. Mai 
1945 als ruhegehaltfähi^e Dienstzeit war im G 131 
seit seinem Inkrafttreten (1. April 1951) vor- 
gesehen. Die darüber hinausgehende Berücksich- 
tigung dieser Zeit als Dienstzeit im Sinne des 
Besoldungsrechts und nach § 109 Abs. 1 BBG wird 
für die unter das G 131 fallenden Personen erst 
durch die Schlußnovelle zum G 131 eingeführt 
und soll mit Wirkung vom 1. Januar 1965 in Kraft 
treten. Für das BWGöD kann jedoch nur ein ein- 
heitliches Inkrafttreten mit Wirkung vom 1. April 
1951 in Betracht kommen. 

Zu Nr, 2 

a) Die Gleichstellung von Personen, denen nach der 
Habilitation die Lehrbefugnis nicht erteilt worden 
ist, mit Personen, denen die Lehrbefugnis ent- 
zogen worden ist, durch Artikel I Nr. 1 Buch- 
stabe a, Nr. 4 Buchstabe b und Nr. 8 muß mit 
Wirkung vom 1. Januar 1954 in Kraft treten, da 
die letztgenannten Personen, an deren Rechte 
angeglichen werden soll, laufende Wiedergut- 
machungszahlungen gemäß Artikel VII des 
Dritten Änderungsgesetzes zum BWGöD vom 

22. Dezember 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 820) ab 
1. Januar 1954 erhalten. 

b) Die Vorschrift des § 2 b BWGöD, deren Änderung 
in Artikel I Nr. 2 vorgesehen ist, bestimmt den 
Personenkreis, dem Zahlungen gemäß § 11a 
BWGÖD zu gewähren sind. In Artikel VII des 
Dritten Gesetzes zur Änderung des BWGöD vom 

23. Dezember 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 820) ist 
bestimmt, daß die Zahlung laufender Bezüge ge- 
mäß § 11 a BWGÖD grundsätzlich mit dem 1. Ja- 
nuar 1954 beginnt. Da — wie in der Begründung 
zu Artikel I Nr. 2 bereits ausgeführt ist — kein 
Grund für eine unterschiedliche Behandlung der 
Angehörigen von Geschädigten ersichtlich ist, je 
nachdem ob der Geschädigte in den Vertreibungs- 
gebieten (§ 1 Abs. 2 Nr. 3 BVFG) oder in der so- 
wjetischen Besatzungszone oder im sowjetischen 
Sektor von Berlin gegen seinen Willen zurück- 
gehalten wird, muß die Änderung mit Wirkung 
vom 1. Januar 1954 in Kraft treten, damit auch 
dem neu einbezogenen Personenkreis von die- 
sem Zeitpunkt ab Zahlungen gewährt werden 
können. 

c) Die Änderung des § 3 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe d 
BWGöD durch Artikel I Nr. 3 Buchstabe a soll an 
die Änderung der Wohnsitzvoraussetzungen des 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe f BEG in Artikel I 
Nr. 1 dieses Gesetzes angleichen. Das Inkraft- 
treten der letztgenannten Vorschrift ist gemäß 
Artikel XI Nr. 1 auf den Zeitpunkt des generellen 


Inkrafttretens des BEG (1. Oktober 1953) zurück- 
datiert. Für das BWGöD kann aber der Zeitpunkt 
seines generellen Inkrafttretens nicht maßgebend 
sein, da in Artikel VII des Dritten Gesetzes zur 
Änderung des BWGöD vom 23. Dezember 1955 
der Beginn für die Zahlung laufender Versor- 
gungsbezüge an Personen, die durch die Ver- 
legung des Wohnsitzstichtages auf den 31. De- 
zember 1952 anspruchsberechtigt geworden sind, 
auf den 1. Januar 1954 festgelegt worden ist. Die 
durch die vorstehende Änderung in die Regelung 
des Gesetzes neu einbezogenen Personen können 
nicht günstiger als die vorgenannte Personen- 
gruppe gestellt werden. Das Inkrafttreten der 
Änderung ist daher auf den 1. Januar 1954 vor- 
gesehen. 

d) Die in Artikel I Nr. 3 Buchstabe c vorgesehene 
Änderung des § 3 Abs. 4 BWGöD steht mit der 
vorstehend erläuterten Änderung des § 3 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe d BWGöD in unmittelbarem Zu- 
sammenhang. Das Inkrafttreten der Änderung ist 
deshalb ebenfalls auf den 1. Januar 1954 vor- 
gesehen. 

Zu Nr, 3 

Die Änderung des § 3 Abs. 2 BWGöD durch Artikel I 
Nr. 3 Buchstabe b erweitert den Begriff der Familien- 
zusammenführung in Angleichung an die Regelung 
des § 4 b G 131. Diese durch Artikel I Nr. 4 des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des G 131 vom 
11. September 1957 (Bundesgesetzbl, I S. 1275) ein- 
gefügte Vorschrift ist gemäß Artikel IX Nr. 10 die- 
ses Gesetzes am 1. September 1957 in Kraft getreten. 
Zu demselben Zeitpunkt soll die vorstehende Ände- 
rung in Kraft treten. 

Zu Nr. 4 

Die Streichung des § 31 h BWGöD durch Artikel I 
Nr. 12 muß zu demselben Zeitpunkt wirksam wer- 
den, zu dem die Vorschrift seinerzeit in Kraft ge- 
treten ist. § 31 h BWGÖD war durch Artikel I Nr. 31 
des Sechsten Änderungsgesetzes zum BWGöD vom 
18. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1349) in das 
Gesetz eingefügt worden-, gemäß Artikel VIII Abs. 1 
Nr. 9 dieses Änderungsgesetzes ist dessen Arti- 
kel I Nr. 31 am Ersten des auf die Verkündung 
folgenden Monats, also am 1. September 1961 in 
Kraft getreten. 

Zu Nr. 5 

a) Die Änderungen des § 24 Abs. 3, des § 28 BWGöD 
durch Artikel I Nr. 10 und 11 sowie des § 6 
BWGöD- Ausland durch Artikel II Nr. 1, die die 
Auschlußwirkung der Antragsfrist beseitigen, 
sollen an die Rechtslage im G 131 angleichen. Die 
entsprechenden Änderungen des zuletzt genann- 
ten Gesetzes durch Artikel I Nr. 63 des Dritten 
Änderungsgesetzes zum G 131 vom 21. August 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1557) sind gemäß des- 
sen Artikel VI Nr. 11 am 1. Oktober 1961 in 
Kraft getreten. Derselbe Zeitpunkt ist hier vor- 
zusehen. 

b) Die Regelung des Artikels III Abs. 1 erklärt die 
Fußnote 6 zur Anlage VII Bundesbesoldungs- 
gesetz auf wiedergutmachungsberechtigte frühere 
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Benilssoldalen iür anwendbar. Die Überleitung 
der Versorgungsempfänger gemäß der vorge- 
nannten Anlage Vll zum Hundesbesoldungsgesetz 
ist durch Artikel IV § 1 des Gesetzes zur Ände- 
rung beamtenrechtlicher und besoldungsrecht- 
licher Vorschriften vom 21. August 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1361) eingeführt und mit Wirkung 
vom 1. Oktober 1961 in Kraft getreten. 

Zu Nr. 6 

Die in Artikel I Nr. 6 vorgesehene Änderung des§ 19 
Abs. 1 BWGöD geht auf die am 8. Oktober 1963 ver- 
kündete Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
— 2 BvR 108/62 — zurück und stellt den ursprüng- 
lichen Gesetzeswortlaut wieder her. Nach §95 Abs. 3 
in Verbindung mit § 79 Abs. 2 BVerfGG bleiben die 
nicht mehr anfechtbaren Entscheidungen, die auf 
einer für nichtig erklärten Norm beruhen, grundsätz- 
lich unberührt. Das Inkrafttreten der Änderung ist 
daher auf den Zeitpunkt der Verkündung der vor- 
genannten Entscheidung vorgesehen. 

Zu Nr. 1 

Die Änderung des § 21 a Abs. 1 BWGöD durch Arti- 
kel I Nr. 7 beruht auf einer Änderung der entspre- 
chenden Vorschrift des § 52 b Äbs. 2 Satz 2 G 131, 
die im Rahmen des Entwurfs eines Schlußgesetzes 
zum G 131 vorgesehen ist. Gemäß Artikel VI Abs. 1 
des vorgenannten Entwurfs soll dieses Gesetz mit 
Wirkung vom 1. Januar 1965 in Kraft treten. Zu 
demselben Zeitpunkt müssen die entsprechenden 
Änderungen im BWGöD in Kraft treten. 

Zu Nr. 8 

a) Durch Artikel II Nr. 2 wird eine Änderung in der 
Zuständigkeit für die Festsetzung, Regelung und 


Auszahlung der Versorgungsbezüge in Auslands- 
wiedergutmachungsfällen von geschädigten An- 
gehörigen des auswärtigen Dienstes herbeige- 
führt. 

b) In Artikel 111 Abs. 2 wird zugunsten geschädigter 
früherer Berufssoldaten eine im Entwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung beamtenrecht- 
licher und besüldungsrechtlicher Vorschriften 
vorgesehene und dort auf Versorgungsberech- 
tigte nach dem G 131 beschränkte Überleitungs- 
regelung für entsprechend anwendbar erklärt, 
deren Inkrafttreten sich nach dem vorgenannten 
Gesetz bestimmt. 

c) Artikel IV enthält die notwendigen Übergangs- 
vorschriften, Artikel V die Ermächtigung zur Be- 
kanntmachung der Neufassung und Artikel VI 
die Berlin-Klausel. 

Alle diese Bestimmungen können sich erst in der 
Zukunft auswirken und müssen demgemäß mit der 
Verkündung des Gesetzes in Kraft treten. 

Absatz 2 

Die Regelung, die derjenigen in Artikel VI Abs. 2 
des Dritten Gesetzes zur Änderung des G 131 vom 
21. August 1961 entspricht, knüpft den Zahlungs- 
beginn an den Zeitpunkt der Äntragstellung. Bei 
einer Antragstellung bis zum 30. September 1966 
soll der Zahlungsbeginn auf den frühest möglichen 
Zeitpunkt zurückwirken, d. h. auf den Zeitpunkt, in 
dem die den Anspruch begründende Änderung in 
Kraft getreten ist. Damit wird einem haushaltsrecht- 
lichen Erfordernis Rechnung getragen, daß die Ver- 
waltung einen Überblick erhalten muß, mit welchen 
in die Vergangenheit zurückwirkenden Ansprüchen 
sie zu rechnen hat. 


11 



